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Von Andreas Maurer

Der vergangene Dienstag 
nach der Wahl zum Europä-
ischen Parlament wird in die 
Annalen der Integrationsge-
schichte eingehen. Was war? 
Die Europawahl zu Ende, 
Sieger und Verlierer in den 
Mitgliedstaaten, den Euro-
parteien und dem Europäi-
schen Parlament ausgerufen 
und ausgemacht. Wir, der eu-
ropäische Souverän, werden 
seitdem mit den auch aus na-
tionalen Wahlen bekannten 
„Dreiviertelkuchen“ konfron-
tiert und zu Zuschauern eines 
ungewöhnlichen Kampfs um 
die Rekrutierungsmacht der 
Brüsseler Institutionen de-
gradiert. 

Die Schwäche der Sieger

Konkret: Die Christdemo-
kraten und Konservativen 
der Europäischen Volkspar-
tei (EVP) rutschten nahe an 
die Fraktionsstärke der Sozi-
aldemokraten ab; Grüne und 
Liberale büßten Stimmen 
ein, während rechtsextre-
mistische, fremdenfeindliche 
und europakritische Partei-
en massiv zulegen konnten. 
Der „Kuchen“ verändert sich 
seitdem kontinuierlich und 
macht deutlich, auf welch 
schwachen Füßen die „Sie-
ger“ stehen. Dass sich die 
Fraktionsgewichte fortlau-
fend ändern, hat mit einer der 
Besonderheiten der Europa-
wahlen zu tun: Gewählt wird 
in 28 Staaten und auf dem 
Stimmzettel stehen nationale 
Parteien. Die Stimmenvertei-
lung erfolgt nach nationalen 
Kriterien; selbst die europäi-
sche Vorgabe der Verhältnis-
wahl wird durch Regeln zu 
Sperrklauseln oder Vorzugs-
stimmen nationalisiert. Si-
cher sind bisher eigentlich 
nur die national ermittelten 
Dreiviertelkuchen. Nun geht 
es aber nicht um ein Parla-
ment mit 28 mitgliedstaatli-
chen Delegationen. Das Be-
sondere liegt an der Addition 
der 28 Ergebnisse und ihrer 
Synthese in das einzige su-
pranationale Parlament der 
Welt mit eigenständigen poli-
tischen Fraktionen. Und hier 
fängt die Unsicherheit an. 

Relativ sicher kann bei-
spielsweise davon ausgegan-
gen werden, dass die ÖVP in 
die Fraktion der EVP wandert, 
die SPÖ zur sozialdemokrati-
schen Fraktion (S&D) stößt 
und die Grünen ihr Pendant 
in der Fraktionsgemeinschaft 
aus europäischen Grünen 
und regionalistischen Partei-
en finden. Diese Zuordnung 
gilt für die übergroße Mehr-
heit der Parteien. Allein: Das 
noch immer nur vorläufige 
Ergebnis der Europawahl 
macht nicht nur 41 Frakti-
onslose aus, sondern auch 60 
„Sonstige“. 

In der ersten Gruppe fin-
den sich diejenigen Parteien, 
die in der vorangegangenen 
Wahlperiode keiner Fraktion 
angehörten; nicht nur, aber 
vor allem rechtsextremisti-
sche Parteien. Die zweite, 
größere Gruppe ist dagegen 
die große Unbekannte. Zwar 
finden sich auch hier extre-
mistische Parteien, „Ultras“ 
jedweder Couleur, die keiner-
lei Interesse an einer Zusam-
menarbeit in einer Fraktion 
haben. Interessant sind aber 
die vielen Kleinparteien, die 
sich den bestehenden Frak-
tionen des Parlaments auf-
grund ihrer ideologischen 
Nähe anbieten: Piraten für 
die Grünen, Freie Wähler 
für die Liberalen usw. Und 
auf der anderen Seite kämp-
fen die Fraktionen um diese 
Gruppierungen. Denn letzt-
lich hängt von der Größe ei-
ner Fraktion viel ab, von der 
Anzahl der Büros und aus 
dem EU-Budget finanzierten 
Mitarbeiter bis hin zu den 

wichtigen Funktions- und 
Führungsposten innerhalb 
des Parlaments. Die Konsti-
tuierung der Fraktionen des 
Parlaments sollte bis zur ers-
ten Sitzung Anfang Juli abge-
schlossen sein. Bis dahin ist 
viel Bewegung möglich.

Kein Lager hat Absolute

Gegenwärtig gewiss ist so-
mit nur eines: Keines der bei-
den großen Lager ist im Stan-
de, eine absolute Mehrheit 
von 376 Stimmen im Parla-
ment in sich zu vereinigen. 
Diese braucht es, um den 
Präsidenten der Kommissi-
on zu wählen und – wichtiger 
für die nächsten fünf Jahre – 
um im ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren ab der 
zweiten Lesung Änderungen 
an den Verordnungs- oder 
Richtlinienentwürfen durch-
zubringen. 

Eine Mitte-links-Koalition 
aus Sozialdemokraten, Li-
beralen, Grünen und Linken 
verfügt gegenwärtig über 352, 
eine Mitte-rechts-Koalition 
aus EVP, Liberalen und Kon-
servativen über 324 Stim-
men. Rechnet man nun noch 
ein, das im Falle der meisten 
Abstimmungen immer wie-
der zwischen fünf und zehn 
Prozent „Rebellen“ gegen die 
eigene Fraktion und Koalition 
stimmen, wird deutlich, wor-
auf das Farbenspiel des Parla-
ments hinauslaufen wird: Nur 
eine große Koalition aus EVP 
und S&D verfügt mit aktuell 
405 Stimmen über ein ausrei-
chendes Polster, um die er-
forderlichen Mindestquoten 

des Parlaments zu erfüllen. 
Sie entspricht im Übrigen 
auch der realen Koalition des 
Europäischen Parlaments: 
In den vergangenen Legisla-
turperioden stimmte dieses 
Lager in über 70 Prozent aller 
Fälle gemeinsam ab.

Bei der Wahl der Kommis-
sionspräsidenten waren die 
Ergebnisse dagegen recht 
knapp: Barroso wurde 2009 
mit nur 51,9 Prozent und 
2004 mit 56,4 Prozent der Ab-
geordneten gewählt, was auf 
den hohen Anteil der „Rebel-
len“ insbesondere aus dem 
Lager der Sozialdemokraten 
zurückzuführen war. Mit die-
sen Ergebnissen sanktionier-
te das Parlament bislang aber 
eben auch das Verfahren zur 
Kür des Kommissionschefs. 

Geheimniskrämerei

Die Staatschefs kungelten 
ihren Kandidaten „in came-
ra“ aus. Zwar auch im Blick 
auf das Parlament, denn das 
Erfordernis seiner Zustim-
mung besteht seit dem Ver-
trag von Maastricht! Aber 
doch so, dass sich nur eine 
dünne Mehrheit der Europa-
abgeordneten fand, die bereit 
waren, die Geheimniskräme-
rei des Europäischen Rates 
noch gerade so mitzutragen. 

Seit Inkrafttreten des Lissa-
bonner Vertrages speist sich 
der Kommissionspräsident 
aber expliziter aus den bei-
den gleichberechtigten Legi-
timationssträngen des Parla-
ments und des Europäischen 
Rates. Dies erschließt sich 
aus dem Vertragszusatz in 

Artikel 17(7) des Unionsver-
trages, wonach die Nominie-
rung des Kommissionschefs 
unter Berücksichtigung des 
Ergebnisses der Europawah-
len erfolgt. 

Das Parlament, seine Frak-
tionen und die Europarteien 
schlossen hieraus, die Eu-
ropawahl mit Spitzenkan-
didaten zu personalisieren. 
Während die Sozialdemo-
kraten, Linken, Liberalen 
und Grünen ihre Kandidaten 
uneingeschränkt unterstüt-
zen, signalisierte bereits die 
Nominierung Jean-Claude 
Junckers auf dem EVP-Kon-
gress in Dublin, dass sich gut 
ein Viertel der Delegierten 
nicht auf das Verfahren der 
Spitzenkandidatur einlassen 
wollte. Von 812 Stimmbe-
rechtigten votierten nur 382 
für Juncker und 245 für den 
Gegenkandidaten Barnier. 
Die so dokumentierte Un-
entschlossenheit der Christ-
demokraten setzt sich nun 
im Eiertanz ihrer Regierungs-
chefs fort. Nicht nur der bri-
tische Premier, sondern auch 
die EVP-Mitglieder Reinfeldt 
(Schweden) und Orban (Un-
garn) wenden sich offen ge-
gen Juncker. 

Rolle des Parlaments

Und das Parlament? Vor 
der abendlichen Sitzung 
der Staats- und Regierungs-
chefs trafen sich die Frakti-
onschefs und Martin Schulz, 
der Präsident des Europäi-
schen Parlaments, um eine 
Marschroute für die Wahl 
des Kommissionspräsiden-

ten festzulegen. Die große 
Überraschung: Die in der so 
genannten „Konferenz der 
Präsidenten“ versammelten 
Spitzen der Europäischen 
Volkspartei, der Sozialde-
mokraten, der Liberalen, der 
Grünen und der Linken ei-
nigten sich auf die Feststel-
lung, dass Juncker als Spit-
zenkandidat der siegreichen 
EVP der Vorrang für das Amt 
des nächsten Kommissi-
onspräsidenten eingeräumt 
werden sollte.

Merkwürdiger Vorgang

An diesem Auftritt der 
Fraktionschefs und ihren 
Schlussfolgerungen ist vie-
les merkwürdig: Die Autoren 
sind allesamt noch bis zum 
30. Juni 2014 im Amt. Und die 
Überbringer der Nachricht 
an die Staatschefs, Joseph 
Daul für die Christdemokra-
ten und Hannes Swoboda für 
die Sozialdemokraten, sind 
ab dem Tag der Konstituie-
rung des neu gewählten Par-
laments aus dem Amt. 

Swoboda ist nicht angetre-
ten und Daul hat die Wahl in 
Frankreich verloren. Warum 
schickt aber das Parlament 
zwei „demnächst Ehemali-
ge“ mit einer Nachricht in 
den Europäischen Rat, die 
den vorhergesagten Kampf 
der Institutionen um das 
erste und das letzte Wort in 
der Auswahl des Kommis-
sionspräsidenten einleiten? 
Vielleicht, um im Falle des 
Scheiterns der Parlaments-
strategie auf die dann der 
Vergangenheit angehörende 

Die Machtspiele der Elite
Nach den Europawahlen droht nun zwischen Europaparlament und den Staats- und Regierungschefs  

ein Kampf um Einfluss. Soll der neue Kommissionspräsident für diesen Kampf den Sündenbock abgeben?

Schon bei der Nominierung für Jean-Claude Juncker als Spitzenkandidat der EVP regte sich bei den Konservativen Widerstand. Fotos: Reuters, Vidal; Montage: TT
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